
Tenor 

In Fällen, die nicht durch die Richtlinie 2004/38/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über das Recht 
der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheits­
gebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Än­
derung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der 
Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 
73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 
90/365/EWG und 93/96/EWG geregelt sind und in denen auch 
kein anderer Anknüpfungspunkt an die Bestimmungen des Unions­
rechts über die Unionsbürgerschaft gegeben ist, kann ein Drittstaats­
angehöriger kein von einem Unionsbürger abgeleitetes Aufenthaltsrecht 
beanspruchen. 

( 1 ) ABl. C 145 vom 14.5.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 15. November 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf — Deutschland) — Raiffeisen-Waren-Zentrale 

Rhein-Main e.G./Saatgut-Treuhandverwaltungs GmbH 

(Rechtssache C-56/11) ( 1 ) 

(Gemeinschaftlicher Sortenschutz — Verordnung (EG) Nr. 
2100/94 — Aufbereitung — Auskunftspflicht des Aufberei­
ters gegenüber dem Sortenschutzinhaber — Vorgaben 
hinsichtlich Zeitpunkt und Inhalt des Auskunftsverlangens) 

(2013/C 9/15) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberlandesgericht Düsseldorf 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Raiffeisen-Waren-Zentrale Rhein-Main e.G. 

Beklagte: Saatgut-Treuhandverwaltungs GmbH 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Oberlandesgericht Düsseldorf 
— Auslegung von Art. 14 Abs. 3 sechster Gedankenstrich der 
Verordnung (EG) Nr. 2100/94 des Rates vom 27. Juli 1994 
über den gemeinschaftlichen Sortenschutz (ABl. L 227, S. 1) 
und von Art. 9 Abs. 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1768/95 
der Kommission vom 24. Juli 1995 über die Ausnahmeregelung 
gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 
über den gemeinschaftlichen Sortenschutz (ABl. L 173, S. 14) 
— Auskunftspflicht des Aufbereiters gegenüber dem Inhaber des 
gemeinschaftlichen Sortenschutzes — Erfordernisse in Bezug auf 
den Zeitpunkt und den Inhalt eines Auskunftsverlangens für die 
Begründung der Auskunftspflicht 

Tenor 

1. Art. 9 Abs. 3 Verordnung (EG) Nr. 1768/95 der Kommission 
vom 24. Juli 1995 über die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 14 

Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 über den gemein­
schaftlichen Sortenschutz in der durch die Verordnung (EG) Nr. 
2605/98 der Kommission vom 3. Dezember 1998 geänderten 
Fassung ist dahin auszulegen, dass die Auskunftspflicht eines Auf­
bereiters bezüglich geschützter Sorten besteht, wenn sich das auf 
ein bestimmtes Wirtschaftsjahr beziehende Auskunftsersuchen vor 
dem Ablauf dieses Wirtschaftsjahrs gestellt wurde. Jedoch kann 
eine Auskunftspflicht auch hinsichtlich der Informationen bestehen, 
die sich auf die bis zu drei Wirtschaftsjahre beziehen, die dem 
laufenden Wirtschaftsjahr vorangehen, sofern der Sortenschutz­
inhaber im ersten der von dem Auskunftsersuchen betroffenen 
vorangehenden Wirtschaftsjahre erstmals ein Ersuchen zu densel­
ben Sorten an denselben Aufbereiter gerichtet hat. 

2. Art. 14 Abs. 3 sechster Gedankenstrich der Verordnung (EG) 
Nr. 2100/94 des Rates vom 27. Juli 1994 über den gemein­
schaftlichen Sortenschutz in Verbindung mit Art. 9 der Verord­
nung Nr. 1768/95 in der durch die Verordnung Nr. 2605/98 
geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass das Auskunftsersu­
chen des Sortenschutzinhabers an einen Aufbereiter nicht die 
Nachweise für die darin geltend gemachten Anhaltspunkte enthal­
ten muss. Ferner kann die Tatsache, dass ein Landwirt eine ge­
schützte Sorte im Vertragsanbau nachbaut, für sich allein keinen 
Anhaltspunkt dafür darstellen, dass ein Aufbereiter das durch 
Anbau von Vermehrungsgut dieser Sorte gewonnene Ernteerzeug­
nis zu Nachbauzwecken aufbereitet hat oder aufzubereiten be­
absichtigt. Jedoch kann diese Tatsache je nach den sonstigen Um­
ständen des Falles den Schluss zulassen, dass ein solcher Anhalts­
punkt vorliegt, was zu prüfen Sache des vorlegenden Gerichts in 
dem bei ihm anhängigen Rechtsstreit ist. 

( 1 ) ABl. C 145 vom 14.5.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 15. November 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts 
Düsseldorf — Deutschland) — Pfeifer & Langen KG/ 

Hauptzollamt Aachen 

(Rechtssache C-131/11) ( 1 ) 

(Landwirtschaft — Verordnung (EWG) Nr. 1443/82 — Art. 
3 Abs. 4 — Anwendung der Quotenregelung im Zuckersektor 
— Von den Behörden eines Mitgliedstaats bei einer beim Er­
zeuger durchgeführten nachträglichen Prüfung festgestellte 
Mehrmenge Zucker — Berücksichtigung dieser Mehrmenge 
bei der Feststellung der endgültigen Zuckererzeugung für 
das Wirtschaftsjahr, in dem der Unterschied festgestellt 

wurde) 

(2013/C 9/16) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Düsseldorf
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Pfeifer & Langen KG 

Beklagter: Hauptzollamt Aachen 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Finanzgericht Düsseldorf — 
Auslegung von Art. 3 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1443/82 der Kommission vom 8. Juni 1982 mit Durch­
führungsbestimmungen zur Anwendung der Quotenregelung im 
Zuckersektor (ABl. L 158, S. 17) — Von den Behörden eines 
Mitgliedstaats bei einer Prüfung nachträglich festgestellte Mehr­
mengen von Isoglukose — Eventuelle Berücksichtigung dieser 
Mehrmenge bei der Feststellung der endgültigen Erzeugung des 
Wirtschaftsjahres, in dem die Mehrmenge festgestellt wird 

Tenor 

Art. 3 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1443/82 der Kommission 
vom 8. Juni 1982 mit Durchführungsbestimmungen zur Anwendung 
der Quotenregelung im Zuckersektor in der durch die Verordnung (EG) 
Nr. 392/94 der Kommission vom 23. Februar 1994 geänderten 
Fassung ist dahin auszulegen, dass er den Fall, in dem die Behörden 
eines Mitgliedstaats im Rahmen einer beim Erzeuger durchgeführten 
nachträglichen Prüfung eine Mehrmenge Zucker feststellen, nicht er­
fasst, wenn diese Mehrmenge C-Zucker darstellt. 

( 1 ) ABl. C 179 vom 18.6.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 8. November 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Najvyšší súd 
Slovenskej republiky — Slowakei) — Daňové riaditeľstvo 

Slovenskej republiky/Profitube spol. sro 

(Rechtssache C-165/11) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Anwendbarkeit — Zoll­
kodex der Gemeinschaften — Waren aus einem Drittland, die 
in einem Mitgliedstaat in das Zolllagerverfahren übergeführt 
worden sind — Verarbeitung der Waren im aktiven Verede­
lungsverkehr nach dem Nichterhebungsverfahren — Verkauf 
der Waren und erneute Überführung in ein Zolllagerverfahren 
— Verbleib in demselben Zolllager während aller Vorgänge — 
Lieferung von Gegenständen im Inland gegen Entgelt — 

Mehrwertsteuertatbestand) 

(2013/C 9/17) 

Verfahrenssprache: Slowakisch 

Vorlegendes Gericht 

Najvyšší súd Slovenskej republiky 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Daňové riaditeľstvo Slovenskej republiky 

Beklagte: Profitube spol. sro 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Najvyšší súd Slovenskej repu­
bliky — Auslegung der Art. 3 Abs. 3, 37 Abs. 2, 79, 84, 98, 
114 und 166 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates 
vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Ge­
meinschaften (ABl. L 302, S. 1), der Art. 2, 3, 5 Abs. 1, 7, 10, 
16 und 33a der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates 
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage (ABl. L 145, S. 1) sowie des Art. 1 Nr. 7 der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 
mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) 
Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Ge­
meinschaften (ABl. L 253, S. 1) — Waren, die nach ihrer Ein­
fuhr aus einem Drittstaat in ein öffentliches Zolllager des Mit­
gliedstaats eingelagert werden, um dann in diesem Zolllager 
nach der Regelung des aktiven Veredelungsverkehrs gemäß 
dem Nichterhebungsverfahren verarbeitet und schließlich, ohne 
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr, von dem Ver­
arbeiter in demselben Zolllager an ein anderes Unternehmen 
desselben Staates veräußert und wieder in das Verfahren des 
Zolllagers zurück überführt zu werden — Anwendbarkeit der 
Mehrwertsteuerregelung — Begriff der Lieferung von Gegenstän­
den gegen Entgelt im Inland — Begriff des Rechtsmissbrauchs 
— In Stahlprofile umgeformte Stahlwalzen 

Tenor 

In dem Fall, dass Waren aus einem Drittland in einem Mitgliedstaat 
in das Zolllagerverfahren übergeführt worden sind, sodann im aktiven 
Veredelungsverkehr nach dem Nichterhebungsverfahren verarbeitet, an­
schließend verkauft und erneut in das Zolllagerverfahren übergeführt 
worden sind und während der gesamten Vorgänge in demselben im 
Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats belegenen öffentlichen Zolllager 
verblieben sind, unterliegt der Verkauf solcher Waren nach Art. 2 
Nr. 1 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. 
Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersys­
tem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage in der durch die 
Richtlinie 2004/66/EG des Rates vom 26. April 2004 geänderten 
Fassung der Mehrwertsteuer, es sei denn, der Mitgliedstaat hat von der 
ihm eingeräumten Möglichkeit Gebrauch gemacht, diesen Verkauf nach 
Art. 16 Abs. 1 der Sechsten Richtlinie nicht der Steuer zu unterwer­
fen, was zu prüfen Sache des nationalen Gerichts ist. 

( 1 ) ABl. C 194 vom 2.7.2011.
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